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Betrieb zu überweisen, wenn die Preise nach dem Stand 
vom 1. Januar 1967 höher sind als die Preise des Jahres 
1966.

(3) Überweist der Betrieb der Landwirtschaft den 
Rechnungsbetrag nicht termingemäß, hat die Filiale der 
Landwirtschaftsbank den Preisausgleich zum gesetz­
lichen Fälligkeitstermin an den Liefer- bzw. bauaus­
führenden Betrieb zu zahlen.

(4) Sind die Preise nach dem Stand vom 1. Januar 
1967 niedriger als die Preise des Jahres 1966, überweist 
die Filiale der Landwirtschaftsbank dem Liefer- bzw. 
bauausführenden Betrieb den Rechnungsbetrag zu 
Preisen nach dem Stand vom 1. Januar 1967. Der 
zwischen den Preisen nach dem Stand vom 1. Januar 
1967 und denen des Jahres 1966 sich ergebende Preis­
ausgleich wird dem Preisausgleichskonto bei der Filiale 
der Landwirtschaftsbank gutgeschrieben.

(5) Führt der Betrieb der Landwirtschaft sein 
Konto nicht bei einer Filiale der Landwirtschaftsbank 
der Deutschen Demokratischen Republik, ist die Rech­
nung zu alten und neuen Preisen vom Liefer- bzw. bau­
ausführenden Betrieb an die für den Auftraggeber 
territorial zuständige Filiale der Landwirtschaftsbank 
zu übersenden. In diesem Fall ist der Preisausgleich 
über die territorial zuständige Filiale der Landwirt­
schaftsbank zu regulieren.

§11
Höhe des Preisausgleiches

(1) Die Höhe des Preisausgleiches ergibt sich
aus der Differenz zwischen dem Preis des Jahres 
1966 und dem Preis nach dem Stand vom 
1. Januar 1967.

(2) Eine Unterschreitung der Höchstpreise im Jahre 
1966 oder der ab 1. Januar 1967 gültigen Preise führt 
nicht zu einer Veränderung des Preisausgleiches gemäß 
Abs. 1.

(3) Für Baumaterialien, bei denen die Frachtstellung 
für Preise des Jahres 1966 frei Empfangsstation galt, die 
Frachtstellung für Preise nach dem Stand vom 1. Ja­
nuar 1967 dagegen ab Werk gilt, haben die Lieferer die 
Frachtkosten dem Rechnungsbetrag zu Preisen nach 
dem Stand vom 1. Januar 1967 zuzusetzen. Die Höhe 
des Preisausgleiches ist in diesem Falle die Differenz 
zwischen dem Frankopreis des Jahres 1966 und dem 
Preis nach dem Stand vom 1. Januar 1967 einschließ­
lich Frachtkosten.

(4) Bauausführende Betriebe der Landwirtschaft, 
deren Kosten für Bau- und Meliorationsleistungen aus 
unverschuldeten Gründen über den im Höchstpreis 
kalkulierten Kosten liegen, erhalten die Mehrkosten als 
Preisausgleich erstattet. Die Berechnung der Mehr­
kosten hat zu Preisen des Jahres 1966 zu erfolgen. 
Zwischengenossenschaftliche Bauorganisationen und 
Meliorationsgenossenschaften, bei denen die Preise nach 
dem Stand vom 1. Januar 1967 wirksam werden, berech­
nen die Mehrkosten zu Preisen nach dem Stand vom 
1. Januar 1967. Die Investitionsgruppe des für den bau­
ausführenden Betrieb der Landwirtschaft zuständigen 
Kreislandwirtschaftsrates hat zu bestätigen, daß die 
Mehrkosten unverschuldet entstanden sind.

(5) Abs. 4 gilt jedoch nicht, wenn bauausführende Be­
triebe der Landwirtschaft Bau- und Meliorations­
leistungen für genossenschaftliche Betriebe der Land­
wirtschaft durchführen.

(6) Zwischengenossenschaftliche Bauorganisationen 
und Meliorationsgenossenschaften, bei denen die Preise

I nach dem Stand vom 1. Januar 1967 wirksam werden 
und die Mehrkosten an genossenschaftliche Betriebe 
der Landwirtschaft weiterberechnen, können die Er­

stattung der Differenzen zwischen den in den Mehr­
kosten zu Preisen des Jahres 1966 weiterberechneten 
Materialien und den entsprechenden Preisen nach dem 
Stand vom 1. Januar 1967 als Preisausgleich beantragen.

§12
Entstehung des Zahlungsanspruches, 

Entstehung der Zahlungsverpflichtung
Der Anspruch auf Preisausgleieh bzw. die Verpflich­

tung zur Abführung eines Preisausgleiches entsteht für 
den Liefer- bzw. bauausführenden Betrieb mit der Er­
teilung der Rechnung an die zuständige Filiale der 
Landwirtschaftsbank. Wird eine Rechnung nicht oder 
verspätet ausgestellt, entsteht die Verpflichtung zur 
Zahlung des Preisausgleiches mit der Übergabe der Lei­
stung bzw. mit dem Tag der Auslieferung der Erzeug­
nisse aus dem Betrieb des Lieferers.

§ 13
Zuführung des Preisausgleiches

(1) Der Preisausgleich wird an den Liefer- bzw. bau­
ausführenden Betrieb von der zuständigen Filiale der 
Landwirtschaftsbank der Deutschen Demokratischen 
Republik gemäß der im § 2 der Anordnung vom 3. Sep­
tember 1964 über die Fälligkeit von Geldforderungen 
und Geldverbindlichkeiten aus Warenlieferungen und 
sonstigen Leistungen — Fälligkeits-Anordnung — 
(GBl. II S. 770) aufgeführten Zahlungsfristen gezahlt.

(2) Der Leiter der zuständigen Filiale der Landwirt­
schaftsbank kann in Übereinstimmung mit dem Liefer- 
bzw. bauausführenden Betrieb andere als die sich aus 
Abs. 1 ergebende Zahlungstermine festlegen.

(3) Die Preisausgleiche sind von der Landwirtschafts­
bank mit dem Haushalt der Republik zu verrechnen.

§ 14
Nachträgliche Änderung von Rechnungsbeträgen

(1) Wird auf Grund Vertrags- bzw. preisrechtlicher Be­
stimmungen der Rechnungsbetrag nachträglich ge­
ändert, so ist der Liefer- bzw. bauausführende Betrieb 
verpflichtet, der Filiale der Landwirtschaftsbank die 
neue Rechnung mit Änderungsvermerk zuzustellen. 
Der zuviel in Anspruch genommene Preisausgleich 
ist an die Filiale der Landwirtschaftsbank zurückzu­
zahlen bzw. die noch nicht bezahlten Preisausgleiche 
von der Filiale der Landwirtschaftsbank abzufordern.

(2) Erfolgt seitens des Betriebes der Landwirtschaft 
eine einseitige Kürzung des Rechnungsbetrages, so hat 
die Filiale der Landwirtschaftsbank zunächst den vollen

. Preisausgleich an den Liefer- bzw. bauausführenden Be­
trieb zu überweisen. Die endgültige Verrechnung erfolgt 
dann entsprechend Abs. 1.

§ 15
Preisausgleiche für die Ausarbeitung von 

Preisangeboten
Bauausführende Betriebe der Landwirtschaft, für die 

die Preise des Jahres 1966 wirksam bleiben, können bei 
ihrer kontoführenden Filiale der Landwirtschaftsbank 
die Erstattung der ihnen in Rechnung gestellten Be­
träge für die Ausarbeitung von Preisangeboten als 
Preisausgleich beantragen. Die zuständige Filiale der


